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I. Allgemeines 

1. Ministerkomitee 

Das Ministerkomitee des Europarats trat am 6. Mai 
1974 unter Vorsitz des belgischen Außenministers 
Renaat Van Eislande zu seiner 54. Sitzung zusam- 
men. Die deutsche Delegation wurde von Staatsse- 
kretär Moersch geleitet. Auf der Ebene der Mini- 
sterbeauftragten tagte das Ministerkomitee im Be- 
richtszeitraum sechsmal (231. bis 236. Sitzung) mit 
25 Sitzungstagen. Die Ministerbeaultragten befaß- 
ten sich vor allem mit den Aufträgen, die ihnen die 
Minister in der Resolution (74)4 vom 24. Januar 1974 
über die zukünftige Rolle des Eurpparats erteilt 
haben. Es wurden mehrere Arbeitsgruppen einge- 
setzt, um die verschiedenen Fragen zu prüfen und 
den Ministern Vorschläge zur Entscheidung vorzu- 
legen. 

Staatsminister Moersch erstattete in Vertretung des 
zyprischen Vorsitzenden des Ministerkomitees am 
24. September den Bericht des Ministerkomitees an 
die Beratende Versammlung und beantwortete Fra- 
gen der Abgeordneten insbesondere zu 2ypem, 
Griechenland und Portugal. Er betonte ferner, daß 
die Einigung Europas über eine fortschreitend wirt- 
schaftliche Integration und über eine immer dichter 
werdende politische Zusammenarbeit der Gemein- 
schaftsländer das zentrale Thema der deutschen 
Außenpolitik bleibe. Zusammenfassend stellte er 
fest, daß die Ereignisse der letzten Monate die Rich- 
tigkeit des Beschlusses der 17 Außenminister erwie- 
sen hätten, dem Europarat eine stärkere politische 
Rolle zu geben. 

Botschafter Carl H. Lüders übernahm das Amt des 
Ständigen Vertreters der Bundesregierung beim 
Europarat anstelle der in den Ruhestand getretenen 
Botschafterin Professor Dr. Ellinor von Puttkammer. 

2. Parlamentarische Versammlung 

Die Versammlung hielt den 1. und 2. Teil ihrer 
26. Sitzungsperiode in der Zeit vom 6. bis 10. Mai 
und 24. bis 30. September 1974 ab. Sie wählte am 
8. Mai den deutschen Abgeordneten Georg Kahn- 
Ackermann für die Dauer von fünf Jahren zum 
neuen Generalsekretär der Organisation. Er ist der 
erste Deutsche in diesem Amte, in dem er den 
Österreicher Toncic-Sorinj am 17. September 1974 
ablöste. 

Zu Beginn der Mai-Session hatte die Versammlung 
ihren Präsidenten, den italienischen Abgeordneten 
Vedovato, für ein weiteres Jahr wiedergewählt. Der 
Abgeordnete Klaus Richter wurde zum Vorsitzenden 
des Ausschusses für Wissenschaft und Technologie 
berufen und in der September-Sitzung anstelle des 
Abgeordneten Georg Kahn-Ackermann zum Vize- 
präsidenten der Versammlung gewählt. 


Aus der Versammlung ausgeschieden ist der lang- 
jährige Vorsitzende des Politischen Ausschusses 
MdB Erik Blumenfeld, der von dem österreichischen 
Abgeordneten Ccernetz abgelöst wurde. 

Mit der September-Sitzung wurde — ohne Ände- 
rung des Status des Europarats — die Bezeichnung 
„Parlamentarische Versammlung" eingeführt. 


II. Politische Fragen 

1. 25. Jahrestag der Gründung des Europarats 

Die Frühjahrssession der Beratenden Versamm- 
lung wurde im Mai mit den Feierlichkeiten zum 
25. Jahrestag der Gründung des Europarats eröffnet. 
In einem Festakt in Anwesenheit der Außenmini- 
ster, der Präsidenten der nationalen Parlamente und 
zahlreicher Ehrengäste erinnerte der Präsident der 
Französischen Republik ad interim, Alain Poher, 
daran, daß der Europarat, die älteste und umfas- 
sendste der zwischenstaatlichen europäischen Orga- 
nisationen, auch weiterhin unersetzlich sei. Es bleibe 
eine wichtige Aufgabe des Europarats, der Verbes- 
serung der Lebensqualität in allen 17 Mitglieds- 
staaten zu dienen. 

Der Präsident der Beratenden Versammlung, Giu- 
seppe Vedovato, legte dar, daß die Einigung Euro- 
pas mit unterschiedlichen Methoden angestrebt 
werde, die einander nicht ausschlössen, sondern er- 
gänzten; der amtierende Vorsitzende des Minister- 
komitees, der belgische Außenminister Van Els- 
lande, führte aus, es sei ein bleibendes Verdienst 
des Europarats, das Bewußtsein der Völker West- 
europas für das gemeinsame Erbe und für den Ge- 
danken der europäischen Solidarität geweckt zu 
haben. 

Im Rahmen der Jubiläumsfeierlichkeiten erörterten 
die Parlamentspräsidenten der Mitgliedstaaten die 
Frage der Beziehungen zwischen der Beratenden 
Versammlung und den nationalen Parlamenten. 

Die Präsidentin des Deutschen Bundestages, Frau 
Annemarie Renger, und der frühere Bundestagsab- 
geordnete und langjährige Vizepräsident der Ver- 
sammlung, Hans-Heinz Bauer, wurden mit der Sil- 
bermedaille der Versammlung ausgezeichnet. 

2. Beziehungen Europa/USA und Ost-West- 
Beziehungen 

In Übereinstimmung mit der Entschließung über die 
künftige Rolle des Europarats vom 24. Januar 1974 
stand auf der Mai-Sitzung des Ministerkomitees der 
Meinungsaustausch über Fragen der internationalen 
Politik im Mittelpunkt. Die Diskussion über die Be- 
ziehungen Europa/USA wurde mit einem Bericht 
von Staatsminister Moersch eingeleitet. Der Dialog 
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der Neun mit Washington wirkt sich praktisch auch 
auf die Beziehungen der übrigen acht Mitglieds- 
staaten zu den USA aus, obwohl sie am Dialog nicht 
beteiligt sind. Österreich schlug daher vor, im Euro- 
parat laufend über die Beziehungen Westeuropas 
mit den USA zu konsultieren. Die Vertreter der EG- 
Staaten zeigten Verständnis für diese Sorge der 
Acht. Die Minister beschlossen, der Frage weiterhin 
ihre besondere Aufmerksamkeit zu widmen. 

Der Meinungsaustausch zur KSZE zeigte weitge- 
hende Übereinstimmung: Der Westen müsse auf 
konkrete Ergebnisse drängen. Diese dürften vor al- 
lem im Bereich der menschlichen Kontakte keines- 
falls hinter dem Stand Zurückbleiben, der bereits in 
den bilateralen Ost-West-Beziehungen erreicht sei. 
Die Mitgliedsländer des Europarats hätten sich — 
auch ohne formelle Abstimmung — auf der KSZE 
als eine internationale Gesinnungsgemeinschaft be- 
währt. 

3. Europäische Einigung 

Zum Stand der europäischen Einigung stellte der 
Schweizer Abgeordnete Professor Hofer in seinem 
Bericht über „25 Jahre Europäische Zusammenar- 
beit" fest: Angesichts der Herausforderungen der 
Gegenwart sei es erforderlich, sich der Notwendig- 
keit europäischer Solidarität stärker bewußt zu wer- 
den. Dem Europarat komme hierbei eine besondere 
Aufgabe zu. 

Die Mitgliedsregierungen wurden von der Ver- 
sammlung in der Empfehlung 729 aufgefordert, dem 
europäischen Einigungswerk durch engere Abstim- 
mung untereinander neue Impulse zu geben und die 
Demokratie in Europa zu stärken. 

Die Einrichtung eines Verbindungsbüros des Euro- 
parats am Sitz der Europäischen Gemeinschaft in 
Brüssel, die von den Außenministern auf ihrer Mai- 
Sitzung beschlossen wurde, soll künftig den Aus- 
tausch von Informationen und die Zusammenarbeit 
beider Organisationen erleichtern. 

4. Griechenland 

Der Sturz des Militärregimes in Griechenland, die 
Bildung einer zivilen griechischen Regierung und 
ihre Maßnahmen zur Wiederherstellung der parla- 
mentarischen Demokratie wurden am 29. Juli vom 
Ständigen Ausschuß im Namen der Beratenden Ver- 
sammlung in der Entschließung 573 lebhaft begrüßt. 
Es wurde der Hoffnung auf baldigen Wiederbeitritt 
Griechenlands zum Europarat Ausdruck gegeben. 

Das hierzu erforderliche Verfahren wurde durch die 
Entschließung des Ministerkomitees vom 20. Sep- 
tember in Gang gesetzt. Das Ministerkomitee be- 
kundete darin die Auffassung, Griechenland solle 
seinen Platz im Europarat so schnell wie möglich 
wieder einnehmen. 

Der griechische Verteidigungsminister Averoff 
sprach am 27. September in Vertretung von Außen- 
minister Mavros in einer eindringlichen Rede vor 
der Parlamentarischen Versammlung über die er- 
folgreichen Anstrengungen der Regierung Karaman- 


lis, Griechenland auf den Weg zu demokratischen 
Verhältnissen zurückzuführen. Er kündigte freie 
Parlamentswahlen für die erste Novemberhälfte an. 
Die Versammlung verabschiedete am gleichen Tage 
Entschließung 578, in welcher sie diese Schritte ein- 
stimmig begrüßte und positiv zum Wiederbeitritt 
Griechenlands Stellung nahm. Das Ministerkomitee 
beschloß daraufhin am 22. Oktober, den Wiederbei- 
tritt Griechenlands während der nächsten Sitzung 
der Außenminister Ende November vorzusehen. 

5. Zypernkrise 

Angesichts der Entwicklung in Zypern forderte der 
Ständige Ausschuß der Versammlung in der Ent- 
schließung 573 die beteiligten Staaten auf, rechts- 
staatliche und demokratische Verhältnisse auf der 
Insel wiederherzustellen. Aufgrund der Empfehlung 
734 traten die Ministerbeauftragten am 21. /22. Au- 
gust zu einer Sondersitzung zusammen. Sic berieten 
vor allem über Möglichkeiten humanitärer Hilfe für 
die zyprische Bevölkerung. Aufgrund von Vorschlä- 
gen des Sonderbeauftragten des Europarats für 
Flüchtlingsfragen und Überbevölkerung wurde auf 
einer weiteren Sondersitzung am 6. September ein 
Dringlichkeitsfonds des Europarats für Zypern ge- 
schaffen. 

Die Parlamentarische Versammlung entsandte ferner 
eine Arbeitsgruppe nach Nikosia, Ankara, Athen 
und London, um Vorschläge für die Wiederauf- 
nahme der Verhandlungen zwischen den unmittel- 
bar Beteiligten einschließlich der Vertreter beider 
Volksgruppen auf Zypern zu erarbeiten. Der Poli- 
tische Ausschuß der Parlamentarischen Versamm- 
lung nutzte darüber hinaus seine Möglichkeiten, un- 
mittelbar zur Verständigung der beiden zyprischen 
Bevölkerungsteile beizutragen. In seiner Sitzung 
vom 23. September fand eine Aussprache über die 
Zypernfrage statt, an der auch der türkisch-zyprische 
Sprecher und Vizepräsident Rauf Denktasch und der 
griechische Geschäftsführende Präsident des zypri- 
schen Parlaments, Tasso Papadopoulos teilnahmen. 
Die Begegnung verlief trotz gegensätzlicher Positio- 
nen in verbindlicher Form und konstruktiver Atmo- 
sphäre. 

6. Portugal 

Mit dem Machtwechsel in Portugal befaßte sich die 
Versammlung auf ihrer Mai-Tagung. Sie brachte in 
ihrer Entschließung 563 ihre Befriedigung über die 
portugiesischen Schritte zur Wiederherstellung de- 
mokratischer Freiheiten und zur Beendigung des 
Kolonialkrieges zum Ausdruck. Die Außenminister 
erinnerten bei ihrer Mai-Sitzung daran, daß der 
Europarat allen europäischen parlamentarischen 
Demokratien offenstehe. 

Der portugiesische Außenminister Soares sprach am 
27. September vor der Versammlung. Er führte aus, 
seine Regierung habe sich drei Hauptaufgaben ge- 
stellt: Die Demokratisierung des Staates durch freie 
Wahlen, die Entkolonisierung der bisherigen portu- 
giesischen Überseegebiete und die Beschleunigung 
der wirtschaftlichen Entwicklung des Landes. Er un- 
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terstrich das Interesse Portugals, schon vor der Voll- 
mitgliedschaft an den Arbeiten des Europarats auf 
allen geeigneten Gebieten teilzunehmen. 


III. Aus der Tätigkeit des Europarats in seinen 
Hauptaufgabenbereichen 

1 . Menschenrechte 

Das Ministerkomitee verabschiedete in Entschlie- 
ßung (74)26 Mindestregeln für das Recht des einzel- 
nen auf Erwiderung gegenüber Rundfunk und Fern- 
sehen in Form einer Empfehlung an die Mitgliedsre- 
gierungen. Es handelt sich dabei um einen der we- 
nigen Texte, der in einer mit diesem Thema befaß- 
ten internationalen Organisation verabschiedet 
wurde. 

Die Europäische Menschenrechtskommission erklärte 
die Beschwerde von Fräulein Ingrid Brückmann 
gegen die Bundesrepublik Deutschland wegen der 
ihr drohenden Zulieferung an die DDR für zulässig. 

Die Beschwerde von Frau Berberich, die beschuldigt 
wird, Mitglieder der Baader-Meinhof-Gruppe unter- 
stützt zu haben, wurde als unzulässig zurückgewie- 
sen. 

Im Mai 1974 wurden Professor Giorgio Balladore 
Pallieri (Mailand) zum Präsidenten und Professor 
Mosler (Heidelberg) zum Vizepräsidenten des Euro- 
päischen Gerichtshofes für Menschenrechte gewählt. 
Professor Mosler gehört dem Europäischen Gerichts- 
hof für Menschenrechte seit 1959 an. 

2. Soziale und sozio-ökonomische Probleme 

Die Europäische Konvention über den sozialen 
Schutz von Landwirten wurde im Mai zur Zeichnung 
aufgelegt. Das Ministerkomitee verabschiedete in 
Entschließung (74)15 Empfehlungen über die Gleich- 
behandlung ausländischer Arbeitskräfte in bezug 
auf Arbeitsbedingungen, Entlohnung, Entlassung 
und soziale Mobilität. 

Die Arbeiten am Entwurf einer Konvention über die 
Rechtsstellung von ausländischen Arbeitern wurden 
fortgesetzt. Sie beweisen die Entschlossenheit des 
Europarats, sich aktiv mit Angelegenheiten von 
unmittelbarem Interesse für die Mitgliedsstaaten zu 
befassen. 

3. Erziehung und Kultur 

Im Rahmen des Rats für kulturelle Zusammenarbeit 
des Europarats wurden die laufenden Arbeiten fort- 
gesetzt, Struktur und Arbeitsweise dieses Gremiums 
werden gegenwärtig überprüft. 

4. Jugendfragen 

Das Europäische Jugendzentrum in Straßburg wurde 
von den internationalen Jugendverbänden als Stätte 
des europäischen Gedankenaustausches von Jugend- 
leitern nach wie vor stark genutzt. Eine Erweiterung 
1976 wird angestrebt. Die Seminare des Zentrums 


konzentrierten sich auf aktuelle Fragen der wirt- 
schaftlichen und sozialen Entwicklung in Europa. 

Das Europäische Jugendwerk entfaltete 1974 erst- 
mals seine volle Wirkung in der finanziellen Förde- 
rung von Jugendvorhaben mit Mitteln von fast 
3 Millionen DM. Es gilt, auch die bisher weniger 
beteiligten Länder künftig stärker einzubeziehen. 
Die Diskussion über die politische Einheit Europas 
rückte bei den vom Jugendwerk geförderten Pro- 
grammen noch stärker in den Vordergrund. 

Jugendzentrum und Jugendwerk stehen im Mittel- 
punkt der Jugendpolitik des Europarats. 

5. öffentliches Gesundheitswesen 

Das Ministerkomitee verabschiedete in Entschlie- 
ßung (74)5 Empfehlungen zur Bekämpfung von Ge- 
schlechtskrankheiten und in Entschließung (74)6 
Empfehlungen zur Verbesserung der Zahnhygiene. 

6. Umwelt und Raumordnung 

Bei den Arbeiten an einer Europäischen Konvention 
zum Schutze internationaler Wasserläufe gegen Ver- 
unreinigung wurden Fortschritte erzielt: Das Mini- 
sterkomitee verabschiedete die Entschließung (74)12, 
mit der die Formulierung von Anträgen zu der Kon- 
vention erleichtert werden soll. 

7. Regionale und kommunale Zusammenarbeit 

Die 10. Europäische Gemeindekonferenz fand vom 
16. bis 21. September in Straßburg statt. Die Konfe- 
renz forderte zur Unterstützung des Europäischen 
Denkmalschutzjahres 1975 sowie auf dem Gebiet des 
Umweltschutzes zu vorbeugenden Maßnahmen, zur 
Anwendung des Verursacherprinzips und zur Ge- 
staltung einer regionalen Umweltpolitik auf. Als 
ein beratendes Gremium des Ministerkomitees des 
Europarats gab die Konferenz aus der Sicht der Ge- 
meinden auch Stellungnahmen zu Fragen der Um- 
welt-, Regional- und Verkehrspolitik der EG ab. 

Die Arbeiten des Ministerkomitees zur Reform der 
Struktur und Arbeitsweise der Konferenz wurden 
fortgesetzt. Ihr Ziel ist es, der Konferenz im euro- 
päischen Rahmen mehr Gewicht zu verleihen. 

8. Rechtsfragen 

Die 9. Europäische Justizministerkonferenz fand vom 
29. Mai bis 1. Juni 1974 in Wien statt. Sie befaßte 
sich vor allem mit Fragen der Haft und Haftentlas- 
sung vor dem Urteil sowie mit der Beseitigung von 
Hindernissen bei der Inanspruchnahme der Zivilge- 
richtsbarkeit im Ausland. 


IV. Zusammenfassung 

Der Europarat gab der europapolitischen Entwick- 
lung im Berichtszeitraum wichtige Impulse zur Stär- 
kung des Zusammenhalts der parlamentarischen De- 
mokratien Westeuropas. 
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Bei der Mai-Sitzung des Ministerkomitees kam es zu 
einem intensiven Meinungsaustausch zwischen den 
Neun und den acht Europaratsmitgliedern, die der 
Europäischen Gemeinschaft nicht angehören, über 
den Dialog der Neun mit den Vereinigten Staaten 
sowie über die Genfer Verhandlungen über Sicher- 
heit und Zusammenarbeit in Europa. Ministerkomi- 
tee und Parlamentarische Versammlung nahmen 
ferner in konstruktiver Weise zu wichtigen Verän- 
derungen in drei westeuropäischen Ländern Stel- 
lung: 

Aufgrund der Maßnahmen zur Wiederherstellung 
demokratischer Verhältnisse in Griechenland wurde 


für dieses Land, das vor der Zeit der Militärherr- 
schaft bereits zwanzig Jahre dem Europarat ange- 
hört hatte, der baldige Wiederbeitritt vorgesehen. 

Der Machtwechsel in Portugal wurde begrüßt, die 
demokratischen Kräfte des Landes ermutigt, der Bei- 
tritt zum Europarat in Aussicht gestellt. 

In der Zypernkrise nutzte vor allem die Parlamen- 
tarische Versammlung ihre Möglichkeit im Geiste 
europäischer Solidarität zur Entspannung der Lage, 
insbesondere zur Verständigung zwischen dem grie- 
chischen und dem türkischen Bevölkerungsteil der 
Insel beizutragen. 
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Halbjahresbericht der Bundesregierung über die Tätigkeit der 

Westeuropäischen Union 

in der Zeit vom 1. April bis 30. September 1974 


1. Allgemeines 

1 . 

Die W EU -Versammlung hielt vom 18. bis 20. Juni 
1974 in Paris den ersten Teil ihrer XX. Sitzungs- 
periode ab. Sie erörterte den Jahresbericht 1973. 

Gastredner waren der Staatsminister im britischen 
Foreign Office, Roy Hattersley, der Parlamentarische 
Unterstaatssekretär im britischen Energieministe- 
rium, Alexander Eadie, und der Direktor der ameri- 
kanischen NASA, James C. Fletcher. 

Der französische Abgeordnete Edmond Nessler 
wurde zum Präsidenten der Versammlung gewählt. 
Der Abgeordnete Helmut Sieglerschmidt übernahm 
den Vorsitz des Politischen Ausschusses anstelle 
des jetzigen Generalsekretärs des Europarats Kahn- 
Ackermann. 

2 . 

Der Ständige Rat beschäftigte sich in mehreren Sit- 
zungen mit dem Verhätnis zwischen Rat und Ver- 
sammlung. Die Empfehlungen 240 bis 245 sowie 248 
und 249 und die schriftlichen Anfragen 136 bis 143, 
145, 147 und 148 wurden beantwortet. Acht weitere 
Empfehlungen und zwei schriftliche Anfragen wer- 
den zur Zeit noch in Rat und Arbeitsgruppen erör- 
tert. In seiner Sitzung am 9. Juli 1974 nahm der Rat 
Empfehlungen über die Abordnung nationaler Be- 
amter an internationale Organisationen an, die im 
Rahmen der WEU von einer Expertengruppe erar- 
beitet wurden. 


II. Politische Fragen 

Die Beziehungen zwischen Europa und den USA 
beherrschten auch die Juni-Sitzung der Versamm- 
lung. Sie forderte in einer Empfehlung die Intensi- 
vierung des Dialogs zwischen Europa und den Ver- 
einigten Staaten. Es wurde die Notwendigkeit ange- 
messener Beiträge aller Bündnispartner zu den ge- 
meinsamen Verteidigungsanstrengungen betont. 
Ferner setzte sich die Versammlung mit Hindernis- 
sen auf dem Wege zu einer Europäischen Politischen 
Union auseinander. Auch die Sicherheit im Mittel- 
meer war Gegenstand der Diskussion. 


Im Auftrag der Versammlung werden Studien über 
die „Dienstbedingungen in den Streitkräften" und 
die „Strategische Lage Mitteleuropas" erstellt. 

Die europäische Nuklear-Politik fand erneut die 
Aufmerksamkeit der Versammlung. Sie setzte sich 
in einer Empfehlung für eine stärkere Zusammen- 
fassung der staatlichen und industriellen Aktivitäten 
auf diesem Gebiet ein. 


III. Rüstungskontrolle 

Das Rüstungskontrollamt setzte die Mengenkontrol- 
len der von den Vertragsparteien auf dem europä- 
ischen Festland gehaltenen Waffenbestände und die 
Nichtherstellungskontrollen in der Bundesrepublik 
Deutschland fort. Das vom Ständigen Rat beschlos- 
sene Verfahren, durch das betroffene deutsche Fir- 
men über das Ergebnis der bei ihnen durchgeführten 
Nichtherstellungskontrollen unterrichtet werden, 
wurde erstmals zur Zufriedenheit der Beteiligten an- 
gewandt. Die Zusammenarbeit zwischen dem Amt 
und den deutschen Behörden bei Vorbereitung und 
Durchführung der Kontrollen war weiterhin gut und 
vertrauensvoll. 


IV. Ständiger Rüstungsausschuß 

Der Ständige Rüstungsausschuß hielt am 10. Mai und 
am 28. Juni 1974 Sitzungen über Fragen der Metho- 
dik der Rüstungszusammenarbeit ab. Die Frage der 
Zukunft dieses Gremiums blieb Tagesordnungs- 
punkt der Sitzungen des Ständigen Rats. 


V. Zusammenfassung 

Die WEU hat sich auch im Berichtszeitraum auf den 
Gebieten, auf denen heute der Schwerpunkt ihrer 
Tätigkeit liegt, als wichtiges Element des westlichen 
Zusammenhalts erwiesen. Vor allem die Versamm- 
lung wirkte wie bisher erfolgreich als qualifiziertes 
europäisches Parlamentariergremium für Sicher- 
heitsfragen. Sie wird anläßlich ihres 20jährigen Be- 
stehens den ersten Teil ihrer XXL Ordentlichen Sit- 
zung vom 26. bis 30. Mai 1975 in Bonn abhalten. 
Diese Sitzung wird ihr Gelegenheit geben, ihre poli- 
tische Rolle in Europa in der deutschen Öffentlich- 
keit zur Geltung zu bringen. 
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